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Luxemburg, 27. April 2026 

 

Beschluss zu Verteidigung und innerer Sicherheit 

Sonderausschuss 

 

In den letzten Jahren ist das Thema des nationalen Sicherheitsgefühls zu einem zentralen 

Anliegen junger Luxemburger*innen geworden. Die Entwicklung der geopolitischen und 

sozialen Lage auf internationaler Ebene findet dabei besondere Beachtung. Dies bestätigt 

auch die im Jahr 2024 durchgeführte Umfrage „Youth Survey Luxembourg“ (YSL), die 2019 

unter Einwohner*innen im Alter von 16 bis 29 Jahren (Sozio et al., 2020) und 2024 unter 

luxemburgischen Einwohner*innen im Alter von 12 bis 29 Jahren durchgeführt wurde 

(Residori et al., 2025).1 79,3 % der jungen Menschen im Alter von 12 bis 29 Jahren äußern ihre 

Angst vor einem Krieg in Europa. Darüber hinaus bestätigt die Studie die Sorgen hinsichtlich 

persönlicher Sicherheit, Kriminalität, Gewalt und wirtschaftlicher Instabilität. Diese Faktoren 

verstärken das Gefühl der Unsicherheit bei jungen Menschen. Gleichzeitig äußern die jungen 

Menschen das Bedürfnis, stärker in die Diskussionen über Sicherheit und Verteidigung 

einbezogen zu werden, da ihre Sichtweise in diesen Debatten bislang offenbar nicht als 

wichtig erachtet wurde. 

Dieses Gefühl verstärkt sich durch lokale Vorfälle wie die Vandalismusakte in Roodt-Syr2 und 

den Messerangriff in Limpertsberg3. Diese Ereignisse, die sich in unmittelbarer Nähe der 

Bevölkerung ereignen, zeigen, dass diese Sorgen keineswegs abstrakt, sondern Teil des Alltags 

sind. Trotz dieser Realität bleiben junge Menschen von den Debatten über Sicherheit und 

Verteidigung ausgeschlossen. Viele von ihnen sind der Ansicht, dass ihre Perspektiven nicht 

ausreichend berücksichtigt werden. Dadurch vertieft sich die Kluft zwischen den direkt von 

den künftigen Sicherheitsherausforderungen Betroffenen und den Entscheidungsprozessen, 

die diese prägen. 

 
1 https://2025.jugendbericht.lu/bericht/4-der-blick-junger-menschen-auf-gesellschaft-und-sich-selbst-politik-partizipation-
soziales-umfeld-freizeitverhalten-und-wohlbefinden/4-2-der-blick-junger-menschen-auf-politik-und-gesellschaft/4-2-1-
gesellschaftsbezogene-aengste/  
2 https://justice.public.lu/fr/actualites/2026/04/communiqueparquet-luxembourg-vandalisme-etablissement-
scolaireroodt-syre.html 
3 https://infos.rtl.lu/news/luxembourg/une-lyceennetransportee-aux-urgences-suite-a-une-dispute-
1460795886 

https://2025.jugendbericht.lu/bericht/4-der-blick-junger-menschen-auf-gesellschaft-und-sich-selbst-politik-partizipation-soziales-umfeld-freizeitverhalten-und-wohlbefinden/4-2-der-blick-junger-menschen-auf-politik-und-gesellschaft/4-2-1-gesellschaftsbezogene-aengste/
https://2025.jugendbericht.lu/bericht/4-der-blick-junger-menschen-auf-gesellschaft-und-sich-selbst-politik-partizipation-soziales-umfeld-freizeitverhalten-und-wohlbefinden/4-2-der-blick-junger-menschen-auf-politik-und-gesellschaft/4-2-1-gesellschaftsbezogene-aengste/
https://2025.jugendbericht.lu/bericht/4-der-blick-junger-menschen-auf-gesellschaft-und-sich-selbst-politik-partizipation-soziales-umfeld-freizeitverhalten-und-wohlbefinden/4-2-der-blick-junger-menschen-auf-politik-und-gesellschaft/4-2-1-gesellschaftsbezogene-aengste/
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Ebenso stößt die Attraktivität einer Laufbahn bei den luxemburgischen Streitkräften an 

gewisse Grenzen. Das kann manche Bewerber*innen davon abhalten, diesen Weg 

einzuschlagen. Diese Feststellung ist von besonderer Bedeutung in der öffentlichen Debatte 

über die Wiedereinführung der Wehrpflicht, da damit grundlegende Fragen der zivilen 

Verantwortung, der Freiheit und der Vorsorge verbunden sind. 

In diesem Zusammenhang ist es von größter Bedeutung, die strukturellen und 

wahrnehmungsbezogenen Defizite im Verteidigungs- und Sicherheitsansatz der Regierung zu 

beheben. Um die nationale Widerstandsfähigkeit zu gewährleisten, reicht es nicht aus, in die 

Rüstungsindustrie zu investieren. Es ist auch notwendig, die jüngeren Generationen 

einzubeziehen, klarer zu kommunizieren und einen inklusiveren Dialog über ihre Rolle beim 

Aufbau der Zukunft des Landes im Bereich der Sicherheitspolitik zu führen. 

In Erwägung nachstehender Gründe: 

A. Das Jugendparlament zeigt sich besorgt über die steigende Zahl von Übergriffen in den 

Städten und deren Zunahme in Luxemburg im Jahr 2024 (Anstieg um 5,46 % 

gegenüber 2023). Ein Beispiel hierfür ist der Messerangriff vom 27. Januar 2026 in 

Limpertsberg, bei dem eine 35-jährige Frau ums Leben kam und eine weitere Person 

schwer verletzt wurde.4 

B. Das Jugendparlament nimmt zur Kenntnis, dass bestimmte Stadtgebiete der Stadt 

Luxemburg als weniger sicher empfunden werden – laut STATEC empfinden 21 % der 

Einwohner*innen Luxemburgs insbesondere abends ein Gefühl der Unsicherheit 

aufgrund von Unhöflichkeiten, störenden Menschenansammlungen oder dem 

Konsum illegaler Substanzen.5 

C. Das Jugendparlament erkennt die strategische Lage Luxemburgs innerhalb der NATO 

und der Europäischen Union sowie die Notwendigkeit, die Zusammenarbeit mit den 

militärischen Partnern zu verstärken, um die nationale und regionale Sicherheit zu 

festigen, an.6 

 
4 https://www.virgule.lu/luxembourg/attaque-au-couteau-au-limpertsberg-il-est-venu-au-luxembourg-pour-
tuer/130549861.html   
https://lequotidien.lu/a-la-une/agressions-avec-armes-92-cas-en-2025-luxembourg-concentre-pres-de-la-moitie-des-faits/  
https://police.public.lu/dam-assets/fr/publications/2025/rapport-activite/ra2024.pdf 
5 https://paperjam.lu/article/insecurite-drogue-criminalite-  
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/private-security-firms-have-achieved-nothing-so-far-says-police-trade-union-
1786437 
https://statistiques.public.lu/en/actualites/2023/sentiment-securite.html  
6 https://mae.gouvernement.lu/en/directions-du-ministere/affaires-politiques/relations-internationales.html  

https://www.virgule.lu/luxembourg/attaque-au-couteau-au-limpertsberg-il-est-venu-au-luxembourg-pour-tuer/130549861.html
https://www.virgule.lu/luxembourg/attaque-au-couteau-au-limpertsberg-il-est-venu-au-luxembourg-pour-tuer/130549861.html
https://lequotidien.lu/a-la-une/agressions-avec-armes-92-cas-en-2025-luxembourg-concentre-pres-de-la-moitie-des-faits/
https://police.public.lu/dam-assets/fr/publications/2025/rapport-activite/ra2024.pdf
https://paperjam.lu/article/insecurite-drogue-criminalite-
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/private-security-firms-have-achieved-nothing-so-far-says-police-trade-union-1786437
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/private-security-firms-have-achieved-nothing-so-far-says-police-trade-union-1786437
https://statistiques.public.lu/en/actualites/2023/sentiment-securite.html
https://mae.gouvernement.lu/en/directions-du-ministere/affaires-politiques/relations-internationales.html
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D. Das Jugendparlament bekräftigt, dass der Einsatz von Videoüberwachung (CCTV) in 

Luxemburg das Recht auf Privatsphäre von Personen beeinträchtigen kann, da er die 

Verarbeitung personenbezogener Daten einer unbegrenzten Anzahl von Personen 

beinhaltet.7 

E. Das Jugendparlament beobachtet eine zunehmende Häufigkeit von Cyberangriffen, 

die sich sowohl gegen öffentliche Einrichtungen als auch gegen private Unternehmen 

richten – wie insbesondere der Angriff auf POST Luxembourg zeigt – und ist angesichts 

der potentiellen Folgen solcher Vorfälle besorgt. Diese Folgen umfassen vor allem:8 

a. Datenlecks,  

b. Bedrohungen für die nationale Sicherheit,  

c. digitale Ausgrenzung. 

F. Das Jugendparlament ist alarmiert über den Mangel an qualifizierten Fachkräften im 

Bereich Cybersicherheit im öffentlichen und privaten Sektor und somit über die 

mangelnde Widerstandsfähigkeit gegenüber Angriffen durch ausländische Akteure.9 

G. Das Jugendparlament ist tief besorgt über die geringe Zahl der Rekrut*innen in den 

luxemburgischen Streitkräften sowie über die Schwierigkeiten, hochqualifizierte 

Personen zu gewinnen und zu halten. Dies lässt sich vor allem auf die folgenden 

Faktoren zurückführen:10 

a. hohe Abbrecherquote im Rekrutierungsprozess der luxemburgischen 

Streitkräfte, 

b. Herausforderungen bei der Rekrutierung und Bindung hochspezialisierter 

Fachkräfte in technischen Bereichen, insbesondere in der Informatik, im 

Ingenieurwesen und in der Logistik, da die Vergütung und die 

Karriereaussichten im zivilen Sektor deutlich wettbewerbsfähiger sind. 

H. Das Jugendparlament ist sich der wachsenden Besorgnis, die von jungen Menschen 

und der gesamten Bevölkerung hinsichtlich der Möglichkeit einer Wehrpflicht in 

Krisenzeiten geäußert wird, voll und ganz bewusst. 

 
7 https://www.virgule.lu/luxembourg/110-nouvelles-cameras-dans-le-quartier-gare-une-spirale-de-surveillance-dans-la-
capitale/143428616.html  
8 https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-
lex/actualites.gouvernement2024%2Ben%2Bactualites%2Btoutes_actualites%2Bcommuniques%2B2025%2B07-
juillet%2B25-celulle-crise-post.html 
9 https://observatory.nc3.lu/media/reports/Portrait_Mode_Report_layout_workforce_AA5.pdf  
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-
lex/actualites.gouvernement2024%2Ben%2Bactualites%2Btoutes_actualites%2Bcommuniques%2B2025%2B07-
juillet%2B25-celulle-crise-post.html  
10 https://www.lesfrontaliers.lu/emploi/larmee-lancee-dans-la-difficile-bataille-du-recrutement/ 

https://www.virgule.lu/luxembourg/110-nouvelles-cameras-dans-le-quartier-gare-une-spirale-de-surveillance-dans-la-capitale/143428616.html
https://www.virgule.lu/luxembourg/110-nouvelles-cameras-dans-le-quartier-gare-une-spirale-de-surveillance-dans-la-capitale/143428616.html
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://observatory.nc3.lu/media/reports/Portrait_Mode_Report_layout_workforce_AA5.pdf
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://gouvernement.lu/en/gouvernement/delles-lex/actualites.gouvernement2024+en+actualites+toutes_actualites+communiques+2025+07-juillet+25-celulle-crise-post.html
https://www.lesfrontaliers.lu/emploi/larmee-lancee-dans-la-difficile-bataille-du-recrutement/
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I. Das Jugendparlament weist auf den Anstieg der Jugendkriminalität in Luxemburg hin. 

So ist die Zahl der jugendlichen Straftäter*innen von 947 im Jahr 2019 auf 1734 im 

Jahr 2023 gestiegen. Insbesondere Raubüberfälle und Straftaten gegen Personen 

haben stark zugenommen. Dies zeugt von einem wachsenden Bedarf an frühzeitiger 

Prävention und gezielten Maßnahmen für Jugendliche.11 

J. Das Jugendparlament stellt fest, dass die jüngsten internationalen Bewertungen der 

Pandemievorsorge Luxemburgs anhaltende Schwachstellen aufgezeigt haben, 

insbesondere in Bezug auf die strategische Lagerhaltung, die 

Koordinierungskapazitäten und die langfristige Planung für Gesundheitsnotfälle, mit 

potentiellen Auswirkungen nicht nur auf die nationale Sicherheit, sondern auch für die 

Widerstandsfähigkeit der Gesellschaft und den Schutz gefährdeter 

Bevölkerungsgruppen, trotz der insgesamt wirksamen Reaktion während der COVID-

19-Pandemie.12 

K. Das Jugendparlament erkennt an, dass die Abstimmung zwischen 

Zivilschutzbehörden, Rettungsdiensten und Verteidigungsinstitutionen nach wie vor 

komplex ist, insbesondere in hybriden Krisenszenarien (z. B. Cybervorfälle mit 

physischen Auswirkungen), was Schwächen in der sektorübergreifenden Vorsorge 

offenbart.13 

Das Jugendparlament: 

1. unterstützt die von der Großherzoglichen Polizei angebotenen 

Selbstverteidigungskurse und fordert deren Einführung in Schulen. 

2. fordert die luxemburgische Regierung auf, regelmäßig eine landesweite Umfrage zum 

Sicherheitsempfinden der Bevölkerung durchzuführen und die Ergebnisse zu 

veröffentlichen. So sollen die Entwicklung der Wahrnehmung der öffentlichen 

Sicherheit besser erfasst und die Präventionsstrategien entsprechend angepasst 

werden. 

 
11 https://today.rtl.lu/news/luxembourg/juvenile-crime-in-luxembourg-nearly-doubles-over-four-years-2196159  
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/three-teenagers-identified-following-vandalism-incident-at-roodt-sur-syre-school-
84780943  
12 https://www.lessentiel.lu/de/story/who-bilanz-wo-luxemburg-im-pandemie-check-noch-nachbessern-muss-103459534  
13 https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/what/civil-protection/national-disaster-management-
system/luxembourg_en?utm_source  

https://today.rtl.lu/news/luxembourg/juvenile-crime-in-luxembourg-nearly-doubles-over-four-years-2196159
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/three-teenagers-identified-following-vandalism-incident-at-roodt-sur-syre-school-84780943
https://today.rtl.lu/news/luxembourg/three-teenagers-identified-following-vandalism-incident-at-roodt-sur-syre-school-84780943
https://www.lessentiel.lu/de/story/who-bilanz-wo-luxemburg-im-pandemie-check-noch-nachbessern-muss-103459534
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/what/civil-protection/national-disaster-management-system/luxembourg_en?utm_source
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/what/civil-protection/national-disaster-management-system/luxembourg_en?utm_source
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3. ruft zur Verstärkung der spezialisierten „Lokalpolizei“ auf, um die Häufigkeit der 

Streifenfahrten zu erhöhen und somit die Wahrscheinlichkeit zu steigern, dass die 

Polizei am Tatort eines Gewaltverbrechens anwesend ist. 

4. fordert eine Verschärfung der Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogenhandels und 

des Drogenkonsums, insbesondere: 

a. die Intensivierung der Zollkontrollen durch verbesserte 

Drogendetektionssysteme (z. B. Spürhunde) sowie Schulungen zur 

Sensibilisierung für Drogenprobleme für Strafverfolgungsbehörden und 

andere betroffene Beamt*innen, 

b. die Aufnahme von „Narcan” in die Erste-Hilfe-Koffer aller Rettungskräfte und 

des medizinischen Personals, um im Falle eines Drogenmissbrauchs eine 

korrekte und sofortige Versorgung zu gewährleisten. 

5. betont die Notwendigkeit einer verstärkten Zusammenarbeit mit den militärischen 

Partnern zur Stärkung der nationalen und internationalen Sicherheit, insbesondere 

durch: 

a. die Intensivierung gemeinsamer Trainingsübungen mit den verbündeten 

Streitkräften, 

b. die Optimierung der Mechanismen zum Informationsaustausch, 

c. die Stärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Cybersicherheit und des 

Informationsaustauschs, 

d. die Aufstockung der Mittel für gemeinsame Verteidigungsinitiativen. 

6. fordert die Gemeinderäte auf, die Installation von Videoüberwachungssystemen in 

Gebieten, die stark von Gewaltkriminalität betroffen sind, fortzusetzen – nach dem 

Vorbild der kürzlich von der Stadt Luxemburg für das Bahnhofsviertel beschlossenen 

Initiative – und dabei sicherzustellen, dass die Nutzung der Bildaufnahmen auf die 

Identifizierung von Straftäter*innen beschränkt bleibt, insbesondere durch 

regelmäßige Kontrollen der Einhaltung der Datenschutzbestimmungen. 

7. betont, wie wichtig eine strengere Durchsetzung der Datenschutzbestimmungen ist, 

um zu gewährleisten, dass der Einsatz von Videoüberwachung verhältnismäßig ist und 

auf die notwendigen Situationen beschränkt bleibt. 

8. fordert die luxemburgische Regierung auf, die nationale Cybersicherheit zu stärken, 

indem sie: 

a. die bestehenden Cybersicherheitsstellen und -systeme, einschließlich sicherer 

und gegebenenfalls netzunabhängiger Notfallsysteme, bündelt, 

b. verstärkt in folgende Bereiche investiert: 
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• Ausbildungsmöglichkeiten und Bildungsprogramme, insbesondere in 

den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 

Technik (MINT), die auf Cybersicherheit angewendet werden, um 

Datenkompetenzen zu entwickeln und Talente zu gewinnen, 

• digitale und nicht-digitale Infrastrukturen, um die langfristige nationale 

Widerstandsfähigkeit gegenüber Cyberangriffen und ein sicheres 

digitales Umfeld zu gewährleisten. 

9. empfiehlt der Regierung, die bestehenden Rekrutierungsrahmen erheblich zu stärken 

und auszuweiten, indem sie: 

a. gezielte Studienvertragsprogramme und flexible Dienstleistungsmodelle 

einführt, die auf hochqualifizierte Fachkräfte zugeschnitten sind, 

b. wettbewerbsfähige finanzielle Anreize schafft. 

10. bekräftigt die Bedeutung des bereits bestehenden nationalen Freiwilligendienstes für 

junge Menschen, die kein Studium aufnehmen oder noch keine konkreten beruflichen 

Pläne haben. Das Programm soll ihnen Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten 

in den Bereichen Militär, Erste Hilfe, Gesundheitswesen und öffentlicher Dienst 

bieten.    

11. ermutigt die luxemburgische Regierung, durch die Veröffentlichung einer Mitteilung 

auf den offiziellen Webseiten klar und transparent mit der Öffentlichkeit zu 

kommunizieren, um auf die Bedenken der Bevölkerung hinsichtlich der Wehrpflicht 

einzugehen und die Verbreitung von Falsch- oder Desinformationen zu verhindern. 

12. fordert die luxemburgische Regierung auf, die Präventions- und Resilienzmaßnahmen 

für Jugendliche zu verstärken. Dies soll durch eine regelmäßige Evaluation der 

Anliegen, eine Erweiterung der Formate des zivilgesellschaftlichen Dialogs sowie eine 

systematischere Einbeziehung der psychischen Gesundheit, des 

Sicherheitsbewusstseins und der Krisenvorsorge in die Bildungs- und Jugendpolitik 

erfolgen. 

13. fordert die luxemburgische Regierung auf, die Maßnahmen zur Prävention von 

Jugendgewalt und Jugendkriminalität zu verstärken. Dies soll durch den Ausbau der 

Mediation im schulischen Umfeld, von Sensibilisierungsprogrammen für Jugendliche 

sowie der Zusammenarbeit zwischen Schulen, Familien, Sozialdiensten und 

Strafverfolgungsbehörden erreicht werden, um Risikosituationen frühzeitig zu 

erkennen und Rückfälle zu verhindern. 

14. ermutigt die luxemburgische Regierung, die nationale Pandemievorsorge zu stärken, 

indem sie die Notfallreserven regelmäßig aktualisiert, die interinstitutionelle 
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Koordinierung verbessert und dafür sorgt, dass die Bevölkerung gut über die im Falle 

einer Gesundheitskrise zu befolgenden Verfahren und die verfügbaren 

Schutzmechanismen informiert ist. 

15. begrüßt die neue nationale Resilienzstrategie der luxemburgischen Regierung und 

fordert deren rasche und wirksame Umsetzung, um die Vorbereitung des Landes auf 

künftige Krisen zu stärken. 

16. fordert verstärkte Anstrengungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und zur 

Stärkung der Vorsorge durch gezielte Informationskampagnen, Bildungsinitiativen 

und regelmäßige Sensibilisierungsmaßnahmen. Ziel ist es, sicherzustellen, dass die 

Bevölkerung gut informiert ist und im Krisenfall wirksam reagieren kann. 

17. begrüßt die Bemühungen der Regierung, die Krisenkommunikation zu stärken – 

insbesondere durch Initiativen wie LU-Alert – und fordert eine Ausweitung dieser 

Maßnahmen, um eine schnelle, zuverlässige und sichere Verbreitung von 

Informationen an die gesamte Bevölkerung zu gewährleisten. Dadurch sollen die 

Widerstandsfähigkeit und Vorsorge der Gesellschaft gegenüber komplexen und 

hybriden Krisen gestärkt werden. 

Zusammenfassend plädiert das Jugendparlament für mehr Transparenz in den Bereichen 

Rekrutierung, Verteidigungsfinanzierung und Umsetzung von Maßnahmen zur inneren 

Sicherheit. Strategien zum Ausbau der Armee sowie Haushaltsentscheidungen müssen die 

Meinung der Jugendlichen berücksichtigen, um einen langfristigen Zusammenhalt zu 

gewährleisten. Denn es sind die künftigen Generationen, die die Folgen – seien sie positiv 

oder negativ – am stärksten zu spüren bekommen werden.  

Der Sicherheitsbereich darf jedoch nicht als Vorwand dienen, um die Vertraulichkeit 

personenbezogener Daten zu umgehen und eine selektive Auslese auf Grundlage von 

„Profiling“ zu rechtfertigen. Das Vertrauen zwischen Bürger*innen und Staat ist zerstört, 

sobald der Staat im Namen der Sicherheit beginnt, die Bevölkerung zu überwachen. 

Mit dem vorliegenden Beschluss verdeutlicht das Jugendparlament die Anliegen und 

Bestrebungen junger Menschen hinsichtlich der Entwicklung der Verteidigung und der 

inneren Sicherheit. 


